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Botschaft
zu einem Bundesbeschluss über Massnahmen
in der Arbeitslosenversicherung

vom 27. Januar 1993

Sehr geehrte Herren Präsidenten,
sehr geehrte Damen und Herren,

wir unterbreiten Ihnen mit dieser Botschaft den Entwurf zu einem Bundesbe-
schluss über Massnahmen in der Arbeitslosenversicherung mit dem Antrag auf
Zustimmung,

Gleichzeitig beantragen wir Ihnen, die nachfolgenden parlamentarischen Vor-
stösse abzuschreiben:

1991 P 91.3404 Arbeitslosenversicherung.
Gesetzesrcvision (N 10.12. 91, Zisyadis)

1992 M 92.3082 Arbeitslosigkeit von langer Dauer (N 11. 3. 92, Etique)

1992 P 92.3094 Arbeitslosigkeit von langer Dauer (S 12. 3. 92, Martin)

Wir versichern Sie, sehr geehrte Herren Präsidenten, sehr geehrte Damen und
Herren, unserer vorzüglichen Hochachtung.

27. Januar 1993 Im Namen des Schweizerischen Bundesrates

Der Bundespräsident: Ogi
Der Bundeskanzler: Couchepin
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Übersicht

Die sprunghafte Zunahme der Arbeitslosigkeit in den letzten beiden Jahren ver-
langt sowohl leislungs- wie beitragsseitig eine Anpassung des A rbeitslosenversiche-
rungsgesetzes.

Dazu einige Zahlen:
Ende 1991 stieg die Arbeitslosenquote auf 1,9 Prozent der erwerbstätigen Bevölke-
rung an, Ende 1992 waren in der Schweiz 130 000 Personen (4,2 %) arbeitslos. Be-

sonders stark i s t d i e Zunahme auch b e i d e n Langzeitarbeitslosen. Ende 1992 w a r j e - - d r zehnte Arbeitslose seit mehr a l s einem Jahr ohne Stelle. D e r Bundesral will d a -

her dem Parlament so bald als möglich eine umfassende Revisionsvorlage unter-
breiten, welche insbesondere auch die Finanzierung der Arbeitslosenversicherung
(ALV) mittelfristig sicherstellen soll.

Jene Massnahmen, die ohne eine grundlegende strukturelle Umgestaltung des Ge-
setzes vorgenommen werden können, sollen aber bereits durch den vorliegende
Bundesbeschluss realisiert werden. Es handelt sich im einzelnen um die folgenden
Änderungen.

- Ein besonders dringlicher Hcmd/ungsbedarf besteht bei der Absicherimg gegen
die Langzeilarbeitslosigkeit, die zum ersten Mal in der Nachkriegszeit als Mas-
senphänomen auftritt. Der Entwurf will daher die Schutzdauer von höchstens
300 auf höchstens 400 Tage verlängern.

- Die Höchstdauer der Leistungen an Betriebe, welche Kurzarbeil eingeführt ha-
ben, soll ebenfalls von derzeit IS auf 24 Monate erhöht werden.

- Der Taggeldansatz wird für die Mehrzahl der Versicherten auf SO Prozent des
versicherten Verdienstes belassen. Für Personen ohne Unterhaltspflicht, die ein
Taggeld von über 130 Franken beziehen, soll der Taggeldansatz auf 70 Prozent
festgelegt werden. Von dieser Taggeldsenkung ist etwa ein Viertel aller Bezuger
betroffen.

- Die Veranstalter von Programmen zur vorübergehenden Beschäftigung von Ar-
beitslosen sollen ermutigt werden, solche Einsatzprogramme möglichst frühzei-
tig, dass heisst vor der Aussteuerung, zum Tragen kommen zu lassen.

- Im Sinne von administrativen Erleichterungen sieht der Entwurf vor, die Warte-
zeit im Krankheitsfall aufzuheben und die Kontrollpflicht (Stempeln) bei Kurz-
arbeit im Regelfall abzuschaffen.
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Botschaft

I Allgemeiner Teil

II Ausgangslage

Ende 1991 stieg die Arbeitslosenquote auf 1,9 Prozent an. Ende Dezember 1992
waren in der Schweiz 130 000 Personen (4,2 %) arbeitslos. Eine besonders starke
Zunahme ist auch bei den Langzeitarbeitslosen zu verzeichnen. Ende 1992 war je-
der zehnte Arbeitslose länger als ein Jahr ohne Stelle. Eine konjunkturelle Erho-
lung zeichnet sich für die unmittelbare Zukunft nicht ab. Es ist im Gegenteil für
die nächsten Monate mit einem weiteren Anstieg der Arbeitslosigkeit zu rechnen.

Das heutige Höchstanspruchssystem vermag nicht mehr zu verhindern, dass zahl-
reiche grundsätzlich vermittelbare Arbeitslose auch nach Ausschöpfung ihrer
ALV-Taggelder trotz intensiver Stellensuche noch keinen Arbeitsplatz gefunden
haben. Dies führt dazu, dass viele Betroffene fürsorgeabhängig werden, was ne-
ben den materiellen und immateriellen Nachteilen, die damit für den Einzelnen
verbunden sind, auch gesellschaftspolitisch und volkswirtschaftlich problema-
tisch sein kann (z. B. drohender Verlust der Vermittelbarkeit, Langzeitfolgen).
Es ist daher angezeigt, die Schutzdauer zu verlängern. Das Eidgenössische Volks-
wirtschaftsdeparlement (EVD) hatte im Sommer 1992 einen Entwurf zu einem
Arbeitslosenhilfegesetz in die Vernehmlassung geschickt. Dem Grundgedanken
jenes Entwurfs, nämlich der Verlängerung des Schutzes, ist grossmehrheitlich zu-
gestimmt worden. Zahlreiche Vernehmlasser, v. a. auch Kantone, brachten Zu-
satzwünsche an und äusserten in systematischer Hinsicht Zweifel an der damals
vorgeschlagenen Mischfinanzierung von 200 zusätzlichen Taggeldern durch Versi-
cherung und Kantone. Der heutige Entwurf schlägt daher einen Ausbau von
100 Taggeldern vor, die aber voll von der Versicherung bezahlt werden.

Auf der anderen Seite machen verschiedene Kreise geltend, dass die Vermittlung
von Arbeitslosen oft durch die gesetzliche Zumutbarkeitsregel erschwert wird.
Eine Arbeit gilt nämlich nur als zumutbar, wenn sie mindestens gleichviel ein-
bringt wie die Arbeitslosenentschädigung. Arbeitnehmern, deren Entschädigung
höher liegt als der Lohn, den sie auf dem Arbeitsmarkt noch erzielen können
(z. B. ehemalige Kader), kann daher kaum eine Arbeit zugewiesen werden. Da-
her sind Massnahmen zu prüfen, die einer institutionell bedingten Verlängerung
der Arbeitslosigkeit entgegenwirken.

Der Bundesrat ist sich bewusst, dass nur eine wettbewerbsfähige, von günstigen
Rahmenbedingungen und einer hohen Standortattraktivität profitierende Wirt-
schaft auf die Dauer die Sicherheit der Arbeitsplätze in unserem Land gewährlei-
sten kann. In diesem Rahmen ist ein leistungsfähiges Ausbildungssystem von ent-
scheidender Bedeutung. Aus demographischen Gründen wird zudem der Neuxu-
fluss an schulischem Wissen in die Betriebe immer kleiner. Der technologische
Wandel vollzieht sich in immer kürzeren Zeitabständen. Der Bundesrat will da-
her einen Ausbau der Präventivmassnahmen des Arbeitslosenversicherungsge-
setzes über die in der letzten Gesetzesrevision vorgenommenen Verbesserungen
hinaus prüfen.
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Trotz der per I .Januar 1993 beschlossenen Erhöhung des Beitragssatzes auf
2 Lohnprozente ist für 1993 mit einem Defizit in Mil'liardenhöhe zu rechnen. Eine
weitere Beitragserhöhung lässt das geltende Recht nicht zu. Das Betriebsdefizit
muss gemäss Artikel 90 Arbeitslosenvcrsicherungsgesetz (AVIG) über Darlehen
des Bundes und der Kantone aufgebracht werden. Um die Verschuldung des Aus-
gleichsfonds innert angemessener Frist abbauen zu können, muss daher auch die
Finanzierung überprüft werden.

12 Gesamtkonzept der Anpassung
des Arbeitslosenversicherungsrechts

Für die Anpassung des Arbeitslosenversicherungsgesetzes an die geänderte Be-
darfslage schlägt der Bundesrat zur Hauptsache folgende Zielsetzungen vor:

- Der Schutz gegen Langzeitarbeitslosigkeit soll verbessert und die Solidarität
zwischen den Sozialpartnern und zwischen den verschiedenen Landesteilen,
die in sehr unterschiedlichem Ausmass von Arbeitslosigkeit betroffen werden,
gefördert werden.

- Die längerfristige Finanzierung der Versicherung ist zu gewährleisten.
- Im Sinne einer Verstärkung des aktiven arbeitsmarktlichen Instrumentariums

sollen auch die Präventivmassnahmen ausgebaut werden.
- Missbräuche sollen erschwert werden.

Diese Zielsetzungen sollen insbesondere erreicht werden durch:
- Verlängerung der Bezugsberechtigung von maximal 300 auf maximal 400 Tage
- Verlängerung der Bezugsberechtigung bei Kurzarbeit
- Reduktion des Entschädigungsansatzes von 80 auf 70 Prozent des versicherten

Verdienstes, mit Ausnahmekatalog zur Vermeidung von Härtefällen
- Überprüfung des Begriffs der zumutbaren Arbeit
- Erhöhung des Beitragssatzmaximums und Prüfung weiterer Einnahmequellen
- Verbesserung der beruflichen Qualifikationen durch Verstärkung der Weiter-

bildungsmassnahmen
- Koordination mit der beruflichen Vorsorge
- Anreize für vorübergehende Arbeitseinsätze
- Administrative Erleichterungen

Zusammenfassend verlangt die sprunghafte Zunahme der Arbeitslosigkeit seit
dem Jahr 1991 sowohl leistungs- wie beitragsseitig eine Anpassung des Arbeitslo-
senversicherungsgesetzes. Der Bundesrat strebt diese in zwei Stufen an. Jene
Massnahmen, die ohne eine grundlegende strukturelle Umgestaltung des Geset-
zes vorgenommen werden können, sollen aber bereits durch den vorliegenden
Bundesbcscbluss realisiert werden. Schliesslich wird die vollständige Umsetzung
der genannten Ziele eine ordentliche GeseUesrevision erfordern. Änderungen
konzeptioneller Natur, wie etwa die grundsätzliche Neudcfinicrung der Rolle der
Präventivmassnahmen, die Finanzierungsfrage und die Zumutbarkeitsregelung
lassen sich kaum im Rahmen eines dringlichen Bundesbeschlusses diskutieren.
Dem Parlament soll daher noch im Laufe dieses Jahres eine Botschaft zu einer or-
dentlichen AVIG-Revision unterbreitet werden.
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13 Grundziige des Entwurfs zu einem Bundesbeschluss

Der Bundesbeschluss beschränkt sich auf jene Punkte, die sachlich, technisch
(EDV!) und politisch rasch umgesetzt werden können. Es handelt sich im einzel-
nen um folgende Massnahmen:

- Ein besonders dringlicher Handlungsbedarf besieht bei der Absicherung gegen
die Langzeitarbeitslosigkeit, die zum ersten Mal in der Nachkriegszeit als Mas-
senphänomen auftritt. Der Entwurf will daher die Schutzdauer von höchstens
300 auf höchstens 400 Tage verlängern.

- Die Höchstdauer der Leistungen an Betriebe, welche Kurzarbeit eingeführt ha-
ben, soll ebenfalls von derzeit 18 auf 24 Monate erhöht werden.

- Auf der anderen Seite wird vorgeschlagen, den Taggeldansatz von derzeit 80 auf
70 Prozent des versicherten Verdienstes abzusenken. Ein umfangreicher Aus-
nahmekatalog soll soziale Härten infolge dieser Leistungskürzung verhindern.

- Die Veranstalter von Programmen zur vorübergehenden Beschäftigung von Ar-
beitslosen sollen ermutigt werden, solche Einsatzprogramme möglichst frühzei-
tig, das heisst vor der Aussteuerung, zum Tragen kommen zu lassen.

- Im Sinne von administrativen Erleichterungen sieht der Entwurf vor, die Warte-
zeit im Krankheitsfall aufzuheben und die Kontrollpflicht (Stempeln) bei Kurz-
arbeit im Regelfall abzuschaffen.

14 Ergebnisse des Vorverfahrens
141 Aufsichtskommission

Die Aufsichtskommission für den Ausgleichsfonds der Arbeitslosenversiche-
rung, welche den Bundesrat unter anderem in Gesetzgebungsfragen berät, hat
das Gesamtkonzept und den Entwurf zu einem Bundesbeschluss an drei Sitzun-
gen beraten. Sie stimmt dem Entwurf mehrheitlich zu.

142 Vemehnilassungsverfahren

Der Departementsentwurf ist den Kantonen, Parteien, Wirtschaftsverbänden so-
wie weiteren Interessierten vom 13. November-21. Dezember 1992 zur Vernehm-
lassung unterbreitet worden. Wegen der Dringlichkeit konnte nur eine über-
durchschnittlich kurze Frist für die Vernehmlassung eingeräumt werden.

Die nachfolgende Zusammenstellung gibt einen Überblick über die Vernehmlas-
sungsergebnisse. Stillschweigende Zustimmungen werden dabei nicht aufgeführt.

Grundsätzliche Bedenken im Sinne einer Ablehnung sind gegen die Vorlage al-
lein von der Schweizerischen Bankiervereinigung erhoben worden. Im Ergebnis
lehnte dieser Verband die Vorlage ab. Die übrigen 78 Vernehmlasser begrüssen
die Vorbereitung eines Bundesbeschlusses grundsätzlich. Im einzelnen hingegen
wurden aus den Reihen der Vernehmlasser verschiedene Änderungen vorge-
schlagen. Einige Vernehmlasser machten ihre grundsätzliche Zustimmung von
der Erfüllung verschiedener Bedingungen abhängig.
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zu An. 22 Abs. l
Die Herabsetzung des ordentlichen Taggeldsatzes von 80 auf 70 Prozent fand
überwiegend Zustimmung1) (AG, AI, AR, BL, BS, GR, LU, SH, SZ, TG, TI, VS,
UR; CVF, FDP, SVP, LPS, LdU; ZSA, VSIG, SGV, SBV, FRSP; YAK, VSAA,
BSF, SHV, VSHL, VSWK). Dagegen sprachen sich mehrere Kantone (BE, GE,
JU, NE), zwei Parteien (SPS, GPS) und die Arbeitnehmerverbände (CNG, SGB,
Föderativverband, VSA, LFSA) sowie einige weitere Interessierte (Caisses ro-
mandes et du Tessin, SIT, Pro Infirmis, CSP, SVF, AUF) aus.

zu Art. 22 Abs. l1»*

Zum Katalog der Ausnahmen von der Senkung des Taggelclansatzes haben sich
einige Vernehmlasser nur generell geäussert. Die Mehrzahl der Vernehmlasser
gab jedoch eine Stellungnahme zu allen oder zu Einzelregelungen des Ausnahmc-
kalalogs ab.

a. Für die Regelung, nach der Bezüger eines Zuschlags für Kinder- und Ausbil-
dungszulagen weiterhin ein Taggeld von 80 Prozent des versicherten Ver-
dienstes beziehen können, sprachen sich einige Kantone (AI, AR, BE, VS),
ein Arbeitgeberverband (VSIG) und ein weiterer Interessierter (VSHL)
aus. Dagegen stimmten sechs Kantone (AG, BL, BS, GL, SO, SZ), eine Par-
tei (LPS), ein Wirtschaftsverband (ZSA) und drei weitere Interessierte
(VAK, VSAA, AUF).

b. Für die Bestimmung, nach der Arbeitslose, die die elterliche Gewalt über
ein Kind alleine innehaben oder denen die Obhut für ihr Kind durch Ge-
richtsbeschluss übertragen worden ist, weiterhin ein Taggeld von 80 Prozent
erhalten sollen, stimmten lediglich zwei Kantone (AI, VS). Soweit Stellung-
nahmen zu dieser Regelung überhaupt abgegeben wurden, lautete die Mehr-
zahl davon dagegen (AG, AR, BL, BS, GL, SZ, UR; FDP, LPS; ZSA, VSIG;
VSAA, SVF).

c. Was die Abhängigkeit der Anwendung der Ausnahmeregelung (80 statt
70% des versicherten Verdienstes) von der Höhe eines Mindesttaggeldes
(zwei Varianten: Fr. 115.-; Fr. 130.-) anbelangt, so haben sich die Mehrzahl
der sich hierzu äussernden Kantone (AR, BE, BS, FR, GL, LU, NE, UR,
SZ, ZG, ZH), zwei Parteien (CVF, GPS), zwei Arbeitnehmerverbände
(VSA, LFSA) und fünf weitere Interessierte (VSAA, SKF, Pro Infirmis, Vil-
le de Lausanne, CSP) für die Variante von 130 Franken ausgesprochen. Der
Kanton Solothurn will die Grenze sogar bei 150 Franken ansetzen. Geht
man davon aus, dass die grundsätzlichen Gegner der Senkung eventualiter
eher der höheren Freigrenze den Vorzug geben, so sind diesem Lager auch
die SPS, die GPS, die Arbeitnehmerverbände und sieben weitere Vernehm-
lasser zuzurechnen.
Der Kanton Appenzell-Innerrhoden sowie der Zenlralverband und der Ver-
band Schweizerischer Waren- und Kaufhäuser (VSWK) sind jedoch für eine
Herabsetzung der Mindesttaggeldgrenze auf 100 Franken, der Verband des
Schweizerischen Import- und Grosshandels, Basel, will diese Grenze sogar

" Abkürzungsverzeichnis im Anhang
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auf unter 100 Franken festgelegt wissen. Für die im Entwurf vorgeschlagene
Variante von 115 Franken stimmen fünf Kantone (AG, GR, OW, SO, VS),
drei Parteien (FDP, SVP, LPS) und zwei weitere Interessierte (Aarg. Han-
delskammer, SV freie Berufe).

d. Für die begünstigende Ausnahmeregelung bei Annahme einer Zwischenver-
dienstgelegenheit sprechen sich besonders der Kanton Appenzell-Innerrho-
den, zwei Parteien (FDP, SVP) und ein weiterer Interessierter (VAK) aus.
Ablehnend äussern sich dagegen neun Kantone (AG, AR, BE, BS, GL, SZ,
UR. VS, ZH) und drei Wirtschaftsverbände (ZSA, SGV. VSIG).

e. Die Anwendung der Ausnahmeregelung auf Versichertc, die einen Kurs be-
suchen, haben ein Kanton (AI), eine Partei (SVP) und zwei weitere Interes-
sierte (Pro Infirmis) ausdrücklich begrüsst. Dagegen sprechen sich neun
Kantone (AG, AR, BE, BS, GL, OW. UR, VS, ZH) und zwei Wirlschaflsver-
bände (ZSA, SGV) aus.

f. Für den Verzicht auf die Taggeldsenkung bei Invaliden stimmen ausdrück-
lich nur zwei weitere Interessierte (Pro Infirmis, Ville de Lausanne). Dage-
gen ist der ZSA.

zu An. 22 Abs. 3""

Für die zehnprozentige Taggelddegression nach dem Bezug von 250 Taggeldern
sprechen sich neun Kantone (AG, AI. AR, GR, OW, SG, TG, VS, ZG), ein Ar-
beitgebervcrband (FRSP) und zwei weitere Interessierte (VSAA, Caisses roman-
des et du Tessin) aus. Dagegen plädieren drei Kantone (BE. GÈ. NE), eine Partei
(SPS), fünf Arbeitnehmerverbände (CNG, SGB, VSA, Föderativvcrband,
LFSA) und fünf weitere Interessierte (VAK, BSF, CSP, S1T. SVF).

zu Art. 27 Abs. 5

Die überwiegende Anzahl der Vernehmlasser ist für die Erhöhung der Höchst-
zahl der Taggelder auf 400, nämlich 20 Kantone (AG, AI, AR, BE, BS, FR, GE,
GL, GR, SH, LU, NE, OW, SG, SO, TG, TI, UR, VD, VS) und zwei Parteien
(CVF, FDP). Zwei dieser Kantone (NE, SH) möchten die Höchstbezugsdauer so-
gar auf 500 Taggelder heraufgesetzt wissen. Eine Erhöhung auf 500 Taggelder for-
dern auch eine Partei (SPS), fünf Arbeitnehmerverbände (CNG. Föderativver-
band, SGB, VSA, LFSA) und zwei weitere Interessierte (ISE, CSP). Nur bedingt
sprechen sich für eine Verlängerung der Höchstbezugsdauer aus eine Partei
(SVP), zwei Wirtschaflsverbände (ZSA, VSIG), und zwei weitere Interessierte
(SHV, SIT). Die Schweizerische Volkspartei (SVP) möchte eine verlängerte
Höchstbezugsdauer nur bei einer Beitragszeit von 30 Monaten greifen lassen.

zit An. 28 Abs. l

Für die Aufhebung der Wartezeit sind ausdrücklich drei Kantone (AI, BE, GE),
zwei Parteien (FDP, SPS). drei Wirtschaftsverbände (VSA. LFSA. SGB) und drei
weitere Interessierte (VAK, SIT, Caisses romandes et du Tessin). Dagegen sind
der Kanton Wallis, eine Partei (SD), der Zentralverband und ein weiterer Interes-
sierter (SVS).

683



z u An. 40
Dem Verzicht auf die Durchführung der Stempelkontrolle bei Kurzarbeit stim-
men zu: 14 Kantone (AG, AI, AR, BE, BL, GE, GL, GR, NE, SG, SO, TI, UR,
VS), eine Partei (SPS), vier Arbeitnehmerverbände (CNG, SGB, VSA, LFSA)
und vier weitere Vernehmlasser (VAK, VSAA, BSF, Caisses romandes et du Tes-
sin). Bedingt positiv steht diesem Regelungsvorschlag die Schweizerische Volks-
partei (SVP) gegenüber. Klar gegen diesen Vorschlag im Entwurf äussern sich
eine Partei (SD) und vier Wirtschaftsverbände (ZSA, SGV, FRSP, SHV).

Für den Vorbehalt zugunsten abweichender kantonaler Regelungen (Abs. 2)
sprechen sich drei Kantone (AI, GÈ, NE), eine Partei (SPS), drei Arbeitnehmer-
verbände (VSA, SGB, LFSA) und drei weitere Interessierte (VAK, VSAA, BSF)
aus. Dagegen nehmen vier Wirtschaftsvcrbände (ZSA, SGV, FRSP, SHV) und
ein weiterer Interessierter (Caisses romandes et du Tessin) Stellung.

zu Art. 75 Abs. ;'•"'> '

Mit einer Ausnahme wird der Erhöhung der Beiträge an Beschäftigungsprogram-
me für ausgesteuerte Arbeitslose einhellig zugestimmt. Einige Vernehmlasser
wollen jedoch eine Vollfinanzierung verhindern und befürworten deshalb nur
eine begrenzte Erhöhung der Subventionssätze; nämlich der Kanton Wallis, die
SVP, die FDP (geographische Beschränkung), der ZSA (Finanzierung bis 80%)
und der SHV, Grundsätzlich gegen die Änderung spricht sich der SGV aus.

Schliesslich hat sich eine Reihe von Vernehmlassern zu Problemkomplexen ge-
äussert, die in der für Mitte 1994 vorgesehenen ordentlichen Gesetzesrevision zu
behandeln sind. Diese Zusatzbemerkungen betrafen vor allem die Finanzierungs-
frage und eine Änderung der Zuinutbarkeitsregeln.

15 Erledigung parlamentarischer Vorstosse

Der Bundesrat hat in Beantwortung zahlreicher parlamentarischer Vorstosse
mehrfach die Verstärkung des sozialen Schutzes gegeri die Folgen der Langzeitar-
beitslosigkeit für vordringlich erachtet und sich zu einer raschen Prüfung dieses
und anderer Postulate im Zusammenhang mit der Arbeitslosenversicherung be-
reit erklärt. Verschiedene Vorstosse konnten nur im Hinblick auf die spätere or-
dentliche Gesetzesrevision entgegengenommen werden. Bereits aufgrund des
Bundesbeschlusses können die nachfolgenden abgeschrieben werden:

1991 P 91,3404 Arbeitslosenversicherung.
Gesetzesrevision (N 10.12. 91, Zisyadis)

Der Vorstoss verlangte neben administrativen Erleichterungen (z. B. Verminde-
rung der Stempelkontrollen), wie sie der Bundesrat mit Verordnung vom 11. No-
vember 1992 erlassen hat, insbesondere eine Erhöhung der Höchstzahl der Tag-
gelder, Dieses Postulat wird mit der beantragten Änderung von Artikel 27 AVIG
realisiert.
1992 M 92.3082 Arbeitslosigkeit von langer Dauer (N 11. 3. 92, Etique)

1992 P 92,3094 Arbeitslosigkeit von langer Dauer (S 12. 3. 92, Martin)
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Die im Wortlaut übereinstimmenden Vorstösse verlangten die Prüfung eines Bun-
desgesetzes über die Arbeitslosenhilfe und die dringliche Erhöhung der Höchst-
zahl der Taggelder der Arbeitslosenversicherung auf 400. Der Entwurf zu einem
Arbeitslosenhilfcgesetz ist im Sommer 1992 zur Vernehmlassung unterbreitet
worden. Gestützt auf die Vernehmlassungsergebnisse ist der Erhöhung der Tag-
gelder der Arbeitslosenversicherung, wie sie vorliegend beantragt wird, vor dem
Erlass eines Bundesgesetzes über die Arbeitslosenhilfe der Vorzug zu geben. Das
Anliegen der Vorstösse, nämlich die Verbesserung des Schutzes gegen Langzeitar-
beitslosigkeit und die Stärkung der landesweiten Solidarität mit den besonders
von Arbeitslosigkeit betroffenen Kantonen, wird mit dem vorliegenden Be-
schluss verwirklicht.

2 Besonderer Teil
Erläuterungen zu den einzelnen Bestimmungen

An, 22 Abs. l erster Satz, Abs. l"** (neu) und Abs. 31'" (neu)

Gegenstand der Änderung von Artikel 22 AVIG bildet die teilweise Herabset-
zung des Leistungsansatzes für die Arbeitslosenentschädigung von 80 auf 70 Pro-
zent des versicherten Verdienstes. Mit dieser Massnahme vergrössert sich der
Kreis der Beschäftigungen, die einem Arbeitslosen als zumutbar zugewiesen wer-
den können (nach Art. 16 AVIG ist eine Arbeit namentlich dann zumutbar, wenn
sie dem Arbeitslosen einen Lohn einbringt, der nicht geringer ist als die Entschä-
digung). Ferner bremst die Taggeldsenkung das Ausgabenwachstum der Versi-
cherung.

Zur Vermeidung von sozialen Härten sollen jedoch Versicherte, die einen Zu-
schlag für entgangene Kinderzulagen beziehen, sowie alleinerziehende Elterntei-
le von der Leistungskürzung ausgenommen werden. Weitere Ausnahmen sind
für Arbeitslose mit geringem Taggeld (weniger als Fr. 130.-) und für Invalide vor-
gesehen. Schliesslich soll der Anreiz zur Annahme einer Zwischenverdienstgele-
genheit oder zur Weiterbildung erhöht werden, indem auch in diesen Fällen der
höhere Ansatz von 80 Prozent bezahlt wird. Eine Mehrheit der Vernehmlasser
hatte eine grosszügige Ausgestaltung des Ausnahmekatalogs befürwortet, wäh-
rend eine Minderheit für einen engeren Ausnahmekatalog eintrat und nament-
lich die Freigrenze, unterhalb welcher keine Senkung stattfinden soll, bei 115
Franken ansetzen möchte. Mit dem vorliegenden Entwurf entspricht der Bundes-
rat der Mehrheitsauffassung. Knapp drei Viertel der Arbeitslosen dürften unter
die eine oder andere Ausnahme fallen und weiterhin ein Taggeld in der Höhe von
80 Prozent erhalten. Bei einer Freigrenze von 115 Franken wären es gut die
Hälfte.

Im Interesse eines einfachen Vollzugs stellt der Ausnahmekatalog ausschliesslich
auf Merkmale ab, die ohnehin erhoben werden müssen.

Die Taggeldkürzung nach dem 250. Taggeld (Abs. 3his) führt zu einer nochmali-
gen Erweiterung des Kreises der zumutbaren Stellen.
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Art. 27 Abs. 5 letzter Satz

Artikel 27 Absatz 5 AVIG wird dahin abgeändert, dass der Bundesrat die Kompe-
tenz erhält, die Anspruchsberechtigung bei erheblicher andauernder Arbeitslo-
sigkeit allgemein oder für besonders hart betroffene Versichertengruppen bis auf
400 Tage zu verlängern. Heute geht die entsprechende Bundesratskompetenz bis
300 Tage. Die Voraussetzung einer erheblichen Arbeitslosigkeit muss für die Gel-
tungsdauer des Bundesbeschlusses als erfüllt vorausgesetzt werden, so dass der
Bundesrat zweifelsfrei von dieser Kompetenz Gebrauch machen wird. Von der
Verlängerung sollen die meisten Versicherten profitieren können. Bei jüngeren.
Arbeitslosen (unter 35 Jahren) soll die Verlängerung jedoch an zusätzliche Vor-
aussetzungen geknüpft werden (z. B. Besuch von Weiterbildungs- und Umschu-
lungskursen und Beschäftigungsprogrammen).

An dieser Stelle ist anzumerken, dass die Arbeitslosen nach Ausschöpfung der
Höchstzahl der Taggelder nicht mittellos dastehen. In 17 Kantonen bestehen er-
gänzende Arbeitslosenhilfesysteme, die weitere Taggelder auszahlen (ZH, BE,
LU, UR, GL, ZG, SO, BS, BL, SH, SG, TG, TI, VD, NE, GÈ, JU). Drei Kantone
bereiten derzeit entsprechende Gesetzgebungen vor (FR, VS, AG).

Art. 28 Abs. l, zweiter Satz

Zur Vermeidung von Versicherungslücken beim Zusammenfall von Arbeitslosig-
keit und Krankheit sieht das Gesetz vor, dass erkrankte Arbeitslose während der
ersten 30 Tage ihrer Krankheit Arbeitslosenentschädigung beziehen können.
Die erste Krankheitswoche innerhalb der zweijährigen Rahmenfrist für den Be-
zug der Taggelder gilt als Karenzzeit. Im Sinne einer administrativen Erleichte-
rung kann auf diese Karenzzeit verzichtet werden.

An. 35 Abs. 2

Ein Betrieb kann normalerweise innerhalb einer Rahmen frist von zwei Jahren
während höchstens zwölf Monaten kurzarbeiten, wobei jeder angebrochene Mo-
nat voll mitzählt. Artikel 35 Absatz 2 AVIG ermächtigt in der geltenden Fassung
den Bundesrat, diese Höchstdauer um höchstens sechs Monate zu verlängern. Er
hat dies mit Verordnung vom 11. November 1992 für die ganze Schweiz getan. In-
folge der anhaltend schwierigen Wirtschaftslage werden Betriebe, die seit an-
fangs 1992 kurzarbeiten, ihren Leistungsanspruch im Verlauf des nächsten Som-
mers ausgeschöpft haben. Um Entlassungen in grösserem Umfang zu vermeiden,
ist daher eine Verlängerung der Höchstdauer der Kurzarbeitsentschädigung zu
prüfen. Der Einwand, dass viele Betriebe ihre Strukturen anzupassen hätten,
steht einer Verlängerung nicht entgegen. Zum ersten trifft die anhaltend schwieri-
ge Lage gerade auch Betriebe, die grosse Investitionsanstrengungen unternom-
men haben und deren Arbeitsplätze auf Dauer gesichert erscheinen. Zum andern
ist dem Missbrauch der Kurzarbeit als Strukturerhaltungsmassnahme durch eine
konsequente Anwendung von Artikel 31 Absatz l Buchstabe d AVIG ein Riegel
zu schieben. Nach dieser Bestimmung darf Kurzarbeit nur bewilligt werden,
wenn der Arbeitsausfall voraussichtlich vorübergehend ist. Schliesslich ist insbe-
sondere für die Exportwirtschaft von Bedeutung, dass die Bundesrepublik
Deutschland ebenfalls die Möglichkeit eingeführt hat, Kurzarbeit über die übli-
che Höchstgrenze von 18 Monaten hinaus zu bewilligen.
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An. 40 Kontrollvorschriften

Bei der herrschenden hohen Arbeitslosigkeit erweist sich die Stempelkontrolle
bei der Kurzarbeit als erhebliche administrative Erschwernis, Gleich wie bei wet-
terbedingten Arbeitsausfällen sollte auch bei Kurzarbeit im Regelfall auf die
Stempelkontrolle verzichtet werden. Für eine Vermittlung bestehen in der Regel
nur geringe Chancen. Zudem sollen die Arbeitsämter prioritär Ganzarbeitslose
vermitteln. Um Missbräuchen entgegentreten zu können, werden aber die kanto-
nalen Arbeitsämter ermächtigt, eine Kontrolle im Einzelfall anzuordnen.

Art. 75 Abs. 74i (neu)

Die Programme zur vorübergehenden Beschäftigung von Arbeitslosen können
heute bis zum Höchstsatz von 50 Prozent der anrechenbaren Kosten durch die
Versicherung subventioniert werden. Die Restfinanzierung obliegt dem Organi-
sator, das heisst in der Regel dem Kanton oder der Gemeinde. Häufig werden Ar-
beitslose erst dann in Beschäftigungsprogramme eingewiesen, wenn sie den An-
spruch auf Arbeitslosenentschädigung ausgeschöpft haben und somit aus kanto-
nalen oder kommunalen Fürsorgemitteln unterhalten werden müssen. Durch die
Einführung eines höheren Subventionssatzes für Programme mit Arbeitslosen,
die noch taggeldberechtigt sind, erhöht sich der Anreiz für den Veranstalter, Ein-
satzprogramme möglichst frühzeitig, das heisst vor der Aussteuerung, zum Tra-
gen kommen zu lassen. Dies ist arbeitsmarktlich der heutigen Praxis vorzuziehen.

3 Finanzielle Auswirkungen des Bundesbeschlusses
31 auf den Bund

Der Entwurf ändert nichts am Grundsatz der Finanzierung der Versicherung
durch Beiträge der Arbeitgeber und Arbeitnehmer. Die Prüfung der Einführung
von Beiträgen der öffentlichen Hand à fonds perdu, wie sie die Aufsichtskommis-
sion vorgeschlagen hatte, ist erst im Rahmen einer ordentlichen Gesetzesrevision
mit üblichen Vernehmlassungsfristen zu prüfen. Hingegen sind die Haushalte
von Bund und Kantonen insofern mitbetroffen, als der Arbeitslosenversiche-
rungsfonds 1993 voraussichtlich ein Defizit in der Grösscnordnung von über
2 Milliarden Franken verzeichnen wird und sich entsprechend verschulden muss.
Das Gesetz sieht für diesen Fall Darlehen von Bund und Kantonen zu angemesse-
nen Zinsen vor,

Unter Annahme einer durchschnittlichen Arbeitslosenzahl von 165 000 Perso-
nen (5,3%), wovon gut 20000 Langzeitarbeitslosen, ergeben sich für den Aus-
gleichsfonds der Arbeitslosenversicherung folgende Auswirkungen. Durch die
Herabsetzung des Entschädigungssatzes von 80 auf 70 Prozent des versicherten
Verdienstes wird bei einer Freigrenze von 130 Franken Taggeld eine jährliche Ein-
sparung von etwa 230 Millionen Franken erzielt. Dem stehen die Erhöhung der
Entschädigungsdauer (Mehrkosten unter Berücksichtigung derDegression ab
dem 250. Taggeld ca. 200 Mio.) und weitere Leistungsyerbesserungen (50 Mio.)
gegenüber. Der mit den übrigen vorgeschlagenen Änderungen verbundene
Mehr- oder Minderaufwand kann nicht abgeschätzt werden, dürfte aber kaum ins
Gewicht fallen.
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Insgesamt führt der Bundesbeschluss zu jährlichen Mehrkosten von etwa 20 Mil-
lionen. Die Gesamtausgaben des Fonds werden sich 1993 auf gut 6 Milliarden
Franken belaufen. Bei einer Freigrenze für die Taggeldsenkung von 115 Franken,
wie sie eine Minderheit der Vernehmlasser befürwortete, würde diese Massnah-
me eine Einsparung von 295 Millionen bedeuten, so dass für das Gesamtpaket
eine Einsparung von rund 50 Millionen resultieren würde.

Der Bundesbeschluss hat keinen personellen Mehraufwand zur Folge. Hingegen
ist eine Personalaufstockung um rund zehn Einheiten aufgrund der erhöhten Ar-
beitslosigkeit notwendig.

32 auf die Kantone und Gemeinden

Die Kantone und Gemeinden werden durch die vorgesehenen Änderungen we-
der finanziell noch personell belastet. Die geplante Vereinfachung des Verfah-
rens wird die administrativen Abläufe beschleunigen, aber kaum in Personalein-
sparungen umgesetzt werden können.

Die Verlängerung der Anspruchsmaxima auf bis 400 Taggelder führt zu einer ge-
wissen Entlastung der kantonalen Fürsorgeaufwendungen insbesondere in den
überdurchschnittlich stark von Arbeitslosigkeit betroffenen Kantonen.

33 auf die Arbeitslosenkassen

Bei allen beantragten Änderungen wurde ein besonderes Gewicht auf die voll-
zugsgerechte Ausgestaltung des Gesetzes gelegt, so dass bei den Arbeitslosenkas-
sen möglichst wenig zusätzlicher Aufwand entstehen wird.

4 Legislaturplanung

Die Vorlage ist in der Legislaturplanung 1992-1995 nicht angekündigt worden.

5 Verhältnis zu ausländischen und internationalen Regelungen

51 Allgemeines

Die Mehrzahl der westeuropäischen Staaten gewähren einen Schutz gegen Ar-
beitslosigkeit, der hinsichtlich der Leistungshöhe unterhalb des in unserem Land
geltenden liegt, in zeitlicher Hinsicht aber weiter geht. Mit der Verlängerung um
100 Tage unter gleichzeitiger Senkung des Entschädigungssatzes nähert sich die
schweizerische Regelung jener der meisten wirtschaftlich vergleichbaren Staaten
an.

511 Europäische Gemeinschaft

Der Bundesbeschluss ist bezüglich der Kompatibilität unseres Arbeitslosenversi-
cherungsrechts mit den entsprechenden Regelungen der Europäischen Gemein-
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schaft und des Europarats neutral. Gegenstand der Vorlage bilden ausschliesslich
landesrechtliche Aspekte. Die vorgeschlagenen Bestimmungen führen zu keinen
Divergenzen.

512 Internationale Arbeitsorganisation (IAO)

Die neuen Gesetzesbestimmungen sind mit dem von der Schweiz ratifizierten
IAO-Übereinkommen (Nr. 168) über Beschäftigungsförderung und den Schutz
gegen Arbeitslosigkeit vereinbar.

6 Rechtliche Grundlagen

61 Verfassungsmässigkeit

Die vorgeschlagenen Gesetzesänderungen werfen keine besonderen Fragen hin-
sichtlich ihrer Verfassungsmässigkeit auf. Die Bundeskompetenz zur Gesetzge-
bung im Bereich der Arbeitslosenversicherung ist in Artikel 34"™ der Bundes-
verfassung verankert.

62 Delegation von Rechtsetzungsbefugnissen

Der Entwurf sieht eine neue Kompetcnzdelegation an den Bundesrat vor. Arti-
kel 75 Absatz lhis AVIG soll dahin geändert werden, dass Beschäftigungsprogram-
me für Arbeitslose mit noch laufendem Taggeldanspruch höher subventioniert
werden können als solche für Ausgesteuerte. Auf Vorschlag der Aufsichlskom-
mission wurde die ursprüngliche Detailregelung (z. B, Berechnungsformel bei ge-
mischter Zusammensetzung) zugunsten einer Kompetenzdelegation aufgege-
ben. Die Delegation räumt zudem dem Bundesrat einen gewissen politischen Ge-
staltungsspielraum ein, was notwendig erscheint, um flexibel auf die jeweiligen ar-
beitsmarktlichen Gegebenheiten reagieren zu können.

63 Rechtsform

Die vorgeschlagenen Massnahmen sollen zeitlich befristet werden. Unter diesen
Umständen sind sie nach Artikel 6 Absatz l des Geschäftsverkehrsgesetzes (SR
171.1]) in einen allgemeinverbindlichen Bundesbeschluss zu kleiden.

Allgemeinverbindliche Bundesbeschlüsse können nach Artikel 89bis Absatz l
der Bundesverfassung für dringlich erklärt werden, wenn sie sachlich und zeitlich
dringlich sind. Diese Voraussetzungen sind für die vorgeschlagenen Bestimmun-
gen über Massnahmen in der Arbeitslosenversicherung aufgrund der sprunghaf-
ten Zunahme der Arbeitslosigkeit gegeben.
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Anhang

Liste der Abkürzungen

Parteien
LDU Landesring der Unabhängigen
CVF Christlichdemokratische Volkspartei der Schweiz
SPS Sozialdemokratische Partei der Schweiz
SVP Schweizerische Volkspartei
LPS Liberale Partei der Schweiz
FDP Freisinnig-demokratische Partei der Schweiz
PDA Partei der Arbeit der Schweiz
GPS Grüne Partei der Schweiz
SD Schweizer Demokraten

Arbeitgeberverbände

ZSA Zentralverband schweizerischer Arbeitgeber-Organisationen
SGV Schweizerischer Gewerbeverband
SBV Schweizerischer Bauernverband,

Bankiervereinigung
FRSP Fédération romande des syndicats patronaux
VSIG Vereinigung des Schweizerischen Import- und Grosshandels

Arbeitnehmerverbände
SGB Schweizerischer Gewerkschaftsbund
CNG Christlichnationaler Gewerkschaftsbund der Schweiz
LFSA Landesverband freier Schweizer Arbeitnehmer

Föderativverband des Personals öffentlicher Verwaltungen und Be-
triebe

VSA Vereinigung Schweizerischer Angestelltenverbände
FRE Fédération romande des employés

Weitere Interessierte
SVALK Schweizerischer Verband von Arbeitslosenkassen der privaten Wirt-

. schaft
BSF Bund schweizerischer Frauenorganisationen
SKF Schweizerischer Katholischer Frauenbund
SVF Schweizerischer Verband für Frauenrechte
VSAA Verband schweizerischer Arbeitsämter
SAEB Schweizerische Arbeitsgemeinschaft zur Eingliederung Behinderter
AO Auslandschweizer-Organisation
SAH Schweizerisches Arbeilerhilfswerk
CSP Centre social protestant
SUVA Schweizerische Unfall-Versicherungs-Anslalt
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SG Schweizerischer Gemeindeverband
SIT Syndicat interprofessionnel de travailleuses et travailleurs
VAK Verband der öffentlichen ALK der Schweiz und des Fürstentums Liech-

tenstein
ACR Association des caisses publiques d'assurance-chômage romandes et

tessinoise
SIV Schweizerischer Invaliden-Verband
SEK Schweizerischer evangelischer Kirchenbund
OFRA Organisation für die Sache der Frauen
KF Konsumentinnenforum
AUF Verein Arbeitsgemeinschaft unverheirateter Frauen
SHV Schweizerischer Hotelier-Verein
SVS Schweizerischer Verband der Scilbalinunternehmungen
VSHL Verband Schweizerischer Heizungs- und Lüftungsfirmen
VSWK Verband der Schweizerischen Waren- und Kaufhäuser
SVGU Schweizerischer Verband Grafischer Unternehmen
STV Schweizerischer Technischer Verband
ISE Institut für Sozialethik
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Bundesbeschluss Entwur
über Massnahmen in der Arbeitslosenversicherung

vom

Die Bundesversammlu der Schweizerische Eidgenossenschaft,

gestützt auf Artikel 34""™s der Bundesverfassung,
nach Einsicht in die Botschaft des Bundesrates vom 27, Januar 1993 '>,

beschließt:

l

Das Arbeitslosenversicherungsgesetz (AVIG) vom 25. Juni 19822> wird für die
Geltungsdauer dieses Beschlusses wie folgt abgeändert:

Art. 22 Abs. l erster Satz, Abs. l"* und 31'"
1 Ein volles Taggeld beträgt 70 Prozent des versicherten Verdienstes....
1tll! Ein Taggeld in der Höhe von 80 Prozent des versicherten Verdienstes erhalten
Versicherte:

a. die eine Kinderzulage oder einen Zuschlag nach Absatz l beziehen;
b. welche die elterliche Gewalt über ein Kind alleine innehaben oder denen

die Obhut für ihr Kind durch Gerichtsbeschluss übertragen worden ist, so-
fern die Voraussetzungen für die Kinderzulage beim Kind gegeben sind;

c. deren Taggeld 130 Franken nicht übersteigt;
d. die einen Zwischenverdienst erzielen;
e. während der Zeit, in der sie einen Weiterbildungs- oder Umschulungskurs

besuchen;
f. die invalid sind.

3his Nach dem Bezug von 250 Taggeldern wird das Taggeld in jedem Fall um 10 Pro-
zent des zuletzt bezogenen Betrags gekürzt.

Art. 27 Abs. 5, letzter Satz
5... Er darf die Höchstzahl von 400 Taggeldern nicht überschreiten.

Art. 28 Abs. l, zweiter S fit z

Aufgehoben

') BB11993 l 677
« SR 837.0
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Massnahmcn in der Arbeitslosenversicherung. BB

Ari. 35 Abx. 2
1 Der Bundesrat kann bei andauernder erheblicher Arbeitslosigkeit die Höchst-
dauer der Leistungen allgemein oder für einzelne besonders hart betroffene Re-
gionen oder Wirtschaftszweige um höchstens zwölf Abrcchnungsperioden erhö-
hen.

Art. 40 Kontrollvorschriften
1 Bei Kurzarbeit wird in der Regel keine Stempelkontrollc durchgeführt.
1 Die kantonale Amtsstelle kann eine Stempelkontrolle anordnen.

Art. 75 Abs. l11"
lbis Der Bundesrat kann bei Beschäftigungsprogrammen für Arbeitslose, die ih-
ren Anspruch auf Arbeitslosenentschädigung noch nicht ausgeschöpft haben, die
Beiträge nach Absatz l bis auf 85 Prozent, in Ausnahmefällen bis auf 100 Pro-
zent erhöhen.

II

' Dieser Bundesbeschluss ist allgemeinverbindlich.
2 Er wird nach Artikel 89hls Absatz l der Bundesverfassung als dringlich erklärt
und tritt am l. April 1993 in Kraft.
3 Er untersteht nach Artikel 89"1S Absatz 2 der Bundesverfassung dem fakultati-
ven Referendum und gilt bis zum 31. Dezember 1995.

* Der Bundesrat kann den Beschluss ganz oder teilweise vorzeitig aufheben.
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